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UNO Organisation der Vereinten Nationen
EU Europäische Union
NATO North Atlantic Treaty Organization

ONU Organisation des Nations unies
UE Union européenne
OTAN L'Organisation du traité de l'Atlantique nord
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

Vor den eidgenössischen Wahlen erarbeitete eine aus 31 prominenten Parlamentariern
von FDP, CVP, SP und Grünen bestehende «Gruppe Dialog» eine «Erklärung für eine
konsensfähige Erneuerungspolitik», die zu einer Deblockierung der eidgenössischen
Politik beitragen sollte. Als wichtigste politische Ziele der kommenden vier Jahre
postulierte die Gruppe die Schaffung von Arbeitsplätzen, die Konsolidierung des
sozialen Netzes, das Zugehen auf Europa, die Stabilisierung der Bundesfinanzen, eine
verbesserte Ökoeffizienz sowie eine umfassende Verkehrsreform. 

Nach ihrem Wahlsieg stemmte sich die SP aber etwa gegen die Forderung der
Konsolidierung der Sozialwerke und erklärte sich auch mit der Aussage der «Gruppe
Dialog» nicht einverstanden, dass Zugehörigkeit zur Regierung und fundamentale
Opposition in wesentlichen Fragen der Zukunftsgestaltung unverträglich seien. Sie
präsentierte deshalb Ende November einen weniger rigiden Vorschlag, auf dessen Basis
sich die vier Bundesratsparteien für die neue Legislatur auf eine intensivere
Zusammenarbeit einigten. Die «Erklärung der Bundesratsparteien zur
Zusammenarbeit - auf der Basis konstruktiver Kompromisse» versteht sich nicht als
verbindliches Regierungsprogramm, postuliert aber regelmässige Gespräche und
gemeinsame Arbeitsgruppen mit zeitlich definierten Mandaten, um Lösungen zu
wichtigen politischen Sachfragen zu erarbeiten. Dabei stehen fünf Schwerpunkte im
Vordergrund: Wirtschaft und Arbeit, Sanierung der Bundesfinanzen, Zukunft der
Sozialversicherungen, Beziehungen zur EU sowie Regierungs-, Verwaltungs- und
Verfassungsreform. Jede der Bundesratsparteien hat Anspruch auf zwei Vertreter. Das
Grundsatzpapier hält fest, dass einzelne Parteien im Rahmen der «variablen
Geometrie» ausscheren können (opting out); Sanktionen sind nicht vorgesehen. Bis
Ende Jahr wurden vier prominent besetzte vorparlamentarische Kommissionen
geschaffen: Die Neat-Arbeitsgruppe, die Gruppe Wirtschaft, Konjunktur und
Arbeitsmarkt, die Arbeitsgruppe Migration und die Gruppe Drogenpolitik. 1

PARTEICHRONIK
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EVA MÜLLER

Grosse Parteien

Der Neuenburger FDP-Parteitag vom 24. Oktober stand ganz im Zeichen des
programmatischen Aufbruchs. Der Freisinn wolle sich nicht länger am traditionellen
Links-rechts-Schema orientieren, sondern strebt eine Modernisierungspolitik jenseits
von rechts und links an; von Belang sei in Zukunft der Gegensatz zwischen Status Quo
und Modernisierung. Unter Führung von Parteipräsident Steinegger und
Generalsekretär Matyassy wurde die «Vision Schweiz 2007» ausgearbeitet, die ein
Denkmodell der erwarteten Entwicklung darstellen soll. Im volkswirtschaftlichen
Bereich sind nach freisinniger Vorstellungen im Jahr 2007 Wettbewerbsbehinderungen
abgebaut, die Finanzierung der Sozialversicherungen langfristig gesichert und die
Grundversicherung der Krankenkassen durch die Verselbständigung der öffentlichen
Spitäler finanziell tragbar. Im Bildungsbereich ist die akademische Bildung dereguliert
und der Markt für private Anbieter offen. In aussenpolitischer Hinsicht ist die Schweiz
Mitglied von UNO und EU und verfügt über eine moderne Milizarmee, die ihren Auftrag
im UNO/NATO-Verbund erfüllt. Im politischen System steht ein starker
Bundespräsident an der Spitze eines Regierungsteams, das ein von mehreren Parteien
getragenes Programm umsetzt und seine Führungsrolle wahrnimmt. Das
Durchschnittsalter im Bundesrat liegt unter fünfzig und mehrere Frauen gehören ihm
an. Die Parteienlandschaft setzt sich aus einer nationalkonservativen, einer
linkskonservativen und einer Modernisierungsbewegung zusammen. 2
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